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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Besdiäftigte bei den aUiierten Streitkräften 

Bezug: Kleine Anfrage 311 der Abgeordneten Lulay, 
Becker (Pirmasens), Krammig und Genossen 
- Drucksache 2997 - 


Die Kleine Anfrage 311 beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 

Zu Frage 1 : 

Die in den Verhandlungen zwischen Vertretern des Buqdesministeriums 
der Finanzen und der Gewerkschaft ÖTV am 14. und 15. Dezem* 
ber 1955 vereinbarten vorläufigen Ergebnisse waren auf Wunsch 
des Bundesministeriums der Finanzen bereits in die Tagesordnung 
der 8. Tagung des Fünf-Mächte-Ausschusses für Arbeitsfragen atn 
20. Januar 1956 in Köln auf genommen worden. Zwischenzeitlidh 
ist, wie der Gewerkschaft bekannt ist, eine Einigung über die wich- 
tigsten Lohn- und Gehaltsbcstimmungen zustande gekommen. Fer- 
ner konnten verschiedene Einzclfragen, die sich aus dem „Vorläufigen 
Protokoll” vom 15. Dezember 1955 ergeben, befriedigend geregelt 
werden. 

Zu den noch offen gebliebenen Fragen, die sich zum Beispiel auf 
den Anhang H (HoteL und Gaststättenpcrsonal) des Tarifvertrages 
vom 28. Januar 1955 - TV AL - oder Anhang T (Einzelhandels- 
pcrsonal) beziehen, haben die Vertreter der Streitkräfte Gegenvor- 
schläge gemacht, die dem bisherigen Verhandlungsergebnis der deut- 
schen Tarifpartner widersprechen. Zu dem hierauf von der deut- 
schen Seite gefaßten Beschluß, die Lohn- und Gchaltsverhältnisse 
dieser Arbeitnehmergruppen in geeigneten Betrieben der privaten 
Wirtsdiaft zu überprüfen, haben die Vertreter der Streitkräfte zwar 
grundsätzlich ihre Zustimmung erteilt, jedoch die hierzu in der 
letzten Tagung des Fünf-Mächte- Ausschusses für Arbeitsfragen am 
18. Oktober 1956 in Aussicht gestellte Erklärung bisher noch nicht 
bekanntgegeben. Aus diesen Gründen war zprn Bedauern dc§ Bjan- 
desministeriums der Finanzen eine Unterzeichnung des Tarifvertrages 
noch nicht möglich, jedoch sind die restlichen Fragen aus d^m vor- 
läufigen Verhandlungsergebnis vom 14./ 15. Dezember 1955, z\x 
denen die Streitkräfte bisher noch nicht Stellung genommen haben, 
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auf die Tagesordnung für die nächste Tagung des Fünf-M achte- Aus- 
schusses für Arbeitsfragen am 14. Februar 1957 gesetzt worden, um 
hierüber gegebenenfalls endgültige Verhandlungen mit den Streit- 
kräften auf nehmen zu können. 

Zu Frage 2: 

Die Erhöhung der Lohn- und Gehaltssätze des Anhangs P für das 
Feuerwehr-, Polizei- und Wachpersonal ist den Streitkräften mit 
Schreiben vom 18. Mai 1956 - II E/4 - BL 1401 - 408/56 - vor- 
gesdilagen worden, nachdem die Lohnerhöhungen für die invalidcn- 
versiherungspflichtigen Arbeitnehmer in allgemeinen Betriebsein- 
heiten (Anhang A zum TV AL) genehmigt waren. Eine Rück- 
äußerung der Streitkräfte ist nach wiederholter Erinnerung des 
Bundesministeriums der Finanzen erst mit Schreiben des Haupt- 
quartiers der amerikanischen Streitkräfee vom 20, Dezember 1956, 
des Hauptquartiers der britischen Streitkräfte mit Schreiben vorp 
11. Januar 1957 erfolgt. Die Stellungnahme der französischen und 
belgisciien Streitkräfte wird in wenigen Tagen erwartet. Sobald 
diese vorliegcn, wird eine absdiließende Behandlung des Anhangs P 
im Benehmen mit der Gewerksdiaft ÖTV veranlaßt werden. 

Zu Frage 3: 

Nach Ziffer 6 des Memorandums des HQ USAREUR ist es „den 
Gewerkschaften nicht gestattet, innerhalb der Einrichtungen der US- 
Streitkräfte Mitglieder zu werben oder Beiträge einzuziehen”. Das 
HQ USAREUR wurde mit .Schreiben vom 28. November 1956 
- II E/4 - BL 1401 - 1150/56 - gebeten, diese Bestimmung zu 
überprüfen und gegebenenfalls durch einen den Wüosdien der Ge- 
werksdiaft cntsprcdicnden Zusatz zu ergänzen. Das HQ USAREUR 
hat mit Schreiben vom 22. Dezember 1956 mitgetcilt, daß sich die 
beanstandete Regelung nur auf „Werbeaktionen und Beitragserhe- 
bungen auf organisierter Basis” beziehe. Es sei nidit beabsichtigt, 
„persönliche Gespräche, in denen der Beitritt zur Gewerkschaft 
empfohlen wird, zu verbieten, oder zu untersagen, daß ein Arbeit- 
nehmer einem Kollegen aus Gefälligkeit eine Beitrittserklärung aus- 
händigt oderseine Beiträge in Empfang nimmt und weiterleitet”. 
Die Streitkräfte haben ihre Anordnung weiter dahingehend erläutert, 
daß sie keineswegs die gewerkschaftliche Tätigkeit außerhalb der 
Arbeitszeit unterbinden wollen. Sie wünschen lediglidi, daß in den 
Arbeitspausen keine gewerkschaftliche Tätigkeit größeren Umfangs aus- 
geübt wird. Auf Grund einer eingehenden mündlichen Erörterung 
dieser Frage mit Vertretern des Hauptquartiers am 11. Januar 1957 
haben diese in Aussicht gestellt, den nachgeordneten amerikanischen 
Dienststellen ergänzende Riditlinien im Sinne vorstehender Er- 
läuterungen zuzuleiten. 

Zu Frage 4: 

Die Vertreter der Bundesregierung haben in ihren Verhandlungen 
mit den Vertretern der Streitkräfte festgestellt, daß auf alliierter 
Seite der Artikel 44 Abs. 9 des Truppenvertrages als Rechtsgrund- 
lage für die Arbeitnehmervertretungen bei den Einrichtungen und 
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Behörden der Streitkräfte angesehen wird. Wie den Gewerkschaften 
bekannt ist, hat sich sowohl die Rechtsprechung als audi das Schrift- 
tum bereits mit der Frage befaßt, ob auf Grund des Artikels 44 
Abs. 3 des Truppenvertrages das Personalvcrtretungsgesetz auf die 
Arbeitnehmer bei den ausländischen Streitkräften angewendet werden 
kann oder ob im Sinne der Auffassung der Vertreter der Eatsende- 
staaten Artikel 44 Abs. 9 eine „lex specialis** darstelle, die die 
Rechte der Betriebsräte bei den ausländischen Streitkräften abschließend 
regelt. Die Vertreter der Streitkräfte haben sich der Tatsache nicht 
verschlossen, daß seit der Vereinbarung über die Bestimmungen 
des Truppen Vertrages in den Jahren 1951/52 insbesondere auch in 
dem Betriebsräte- und Personalvertretungsrecht der Bundesrepublik 
neue Grundsätze zur Anwendung gekommen sind und haben sich 
zu Verhandlungen bereit erklärt. Die Bundesregierung beabsichtigt 
deshalb, wie den Vertretern der Gewerkschaften bereits in einer 
informatorischen Besprechung am 18. Dezember 1956 in Frankfurt 
bekanntgegeben wurde, vorzuschlagen, bis zum Inkrafttreten des in 
Aussicht genommenen Ergänzungsabkommens zum NATO-Statut- 
Abkommen eine vorläufige .Regelung zu treffen, die in Anlehnung 
an die Grundsätze des Personalvertretungsgesetzes den Bedürfnissen 
der Streitkräfte unter weitgehender Berücksichtigung der gewerk- 
schaftlichen Auffassung Rechnung trägt. 


Schaffer 



